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Bayerisches Verwaltungsgericht Münche.n 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsstreitsache 

film.coop GmbH 
vertreten durch den Geschäftsführer Hr. Blankemeyer 
Westendstr. 123, 80339 München 

bevol I mächtigt: 
Rechtsanwälte Pikos, Seibert, Siebert 
Theaterstr. 1, 34117 Kassel 

IHK für München und Oberbayern 
Balanstr. 55-59, 81541 München 

bevollmächtigt: 
Deißler, Krauß & Domcke 
Widenmayerstr. 16, 80538 München 

Beitrag 

_gegen 

wegen 

- Klägerin -

- Beklagte - . 

erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht München, 16. Kammer, 
durch die Vizepräsidentin des Verwaltungsgerichts Krieger, 
den Richter am Verwaltungsgericht Nebel, 
die Richterin am Verwaltungsgericht Gibbons, 
die ehrenamtliche Richterin Quaas, 
den ehrenamtlichen Richter Bankhofer 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 20. Januar 2015 
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folgendes 

am 20. Januar 2015 

Urteil: 

1. Der Beitragsbescheid der Beklagten vom 18. April 2013 
wird aufgehoben. 

II. Die Beklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. 
Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleis­
tung oder Hinterlegung in Höhe des vollstreckbaren Betrags 
abwenden, wenn nicht die Klägerin vorher Sicherheit in 
gleicher Höhe leistet. 

Tatbestand: 

Die Klägerin begehrt die Aufhebung eines Beitragsbescheids der Beklagten für das 

Jahr 2013. 

Die Vollversammlung der Beklagten beschloss am 5. Dezember 2012 d.ie Wirt­

schaftssatzung für das Geschäftsjahr 2013. Darin wurde der Wirtschaftsplan in der 

Plan-Gewinn- und Verlustrechnung· mit einer Summe der Erträge in Höhe von 

79.216.400,-- EUR, einer Summe der Aufwendungen in Höhe von 89.857.200,-- EUR 

und einem Verlustausgleich aus dem Gewinnvortrag i.H.v. 10.640.800,-- EUR festge­

legt. Weiter wurde u.a. ein Grundbeitrag für IHK-Zugehörige, die im Handelsregister 

eingetragen sind, mit einem Verlust oder einem Gewerbeertrag, hilfsweise Gewinn 

aus Gewerbebetrieb bis 100.000,-- EUR von 150,„- EUR bestimmt. 

Mit Beitragsbescheid der Beklagten vom 18. April 2013 wurde die Klägerin für das 

Jahr 2013 vorläufig zu einem Grundbeitrag von 150,- EUR veranlagt. 
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Am 21. Mai 2013 erhob die Klägerin Klage gegen den Beitragsbescheid vom 

18. April 2013. Zur Begründung wurde u.a. ausgeführt, die von der Beklagten gebil­

deten Rücklagen würden gegen die Grundsätze einer sparsamen und wirtschaft­

lichen Haushaltsführung nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des 

Rechts der Industrie- und Handelskammern - IHKG. verstoßen. Gemäß der Bilanz 

der Beklagten zum 31. Dezember 2011 habe deren Eigenkapital 165 Mio. EUR be­

tragen, d.h. rund 236 v.H. des jährlichen Betriebsaufwands. Die sog, Nettoposition 

bzw. das Grundkapital i.H.v. 40 Mio. EUR in 2011 sei nicht erforderlich, da keine In­

solvenz der Beklagten möglich sei. Der Bilanzgewinn aus 2011 i.H.v. über 44 Mio. 

EUR habe rückerstattet werden müssen, statt dem Eigenkapital zugeführt zu werden. 

Andere Rücklagen i.H.v. rund 48 Mio. EUR seien ebenfalls zu hoch. Das Finanzstatut 

der Beklagten sei nicht rechtskonform, wenn es eine solche Rücklagenbildung zulas­

se. Der Haushaltsplanung der Beklagten zugrunde liegende Prognosen würden hin­

sichtlich des Jahresüberschusses nie auch nur ungefähr eintreffen. Wegen unzutref­

fender Zahlen fehle eine Tatsachengrundlage für eine rechtmäßige Ermessensent­

scheidung der Vollversammlung der Beklagten. Für die Entwicklung der Höhe der 

Ausgleichsrücklage seien keine hinreichenden Gründe ersichtlich. Der Gew·innvortrag 

der Beklagten sei möglicherweise unzulässig, jedenfalls bei einem vo·lumen von fast 

33 Mio. EUR ermessensfehlerhaft. Auch die Instandhaltungs- und Baurücklagen der 

Beklagten seien zweifelhaft. Die Beklagte verfüge zudem Ober Immobilienvermögen, 

das zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben nicht benötigt werde. 

Die Klägerin beantragt, 

den Beitragsbescheid der Beklagten vom 18. April 2013 aufzu­
heben. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 
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Zur Begründung wird im Wesentlichen vorgetragen, Rechtsgrundlage des streitge­

genständlichen Beitragsbescheides seien § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2, 3 IHKG i.V.m. der 

Beitragsordnung und der Wirtschaftssatzung der Beklagten. Eine angemessene 

Rücklagenbildung sei nach der Rechtsprechung zulässig und widerspreche nicht den 

Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Oie Angemessenheit der Rück~ 

lagen lasse sich am Maßstab des Gesamthaushalts eher als am Jahresbeitragsauf-: 

kommen beurteilen. Das Stammkapital der Beklagten habe zum 31. Dezember 2011 

rd. 40 Mio. EUR betragen. Die Ausgleichsrücklag·e in Höhe von 32,6 Mio. EUR im 

Jahr 2011 entspreche 42,3 % des Betriebsaufwands. Andere Rücklagen seien 

zweckgebunden für die Finanzierung laufender und geplanter Bau- und Sanierungs­

maßnahmen bestimmt, insbesondere für das Stammhaus der Beklagten. 

Aufgrund eines Bes.chlusses. des Gerichts vom 17. Juni 2014 nahm die Beklagte mit 

Schriftsatz ihrer Bevollmächtigten vom 10. Juli 2014 zu mehreren Fragen Stellung, 

insbesondere betreffend eine Zweckbindung des im Wirtschaftsplan 2013 ausgewie­

senen Gewinnvortrags. Unter Vorlage weiterer Unterlagen führte die Beklagte u.a. 

aus1 der Jahresabschluss 2012 beinhalte hinsichtlich der Ergebnisverwendung die 

Einbringung von 3.608.299,48 EUR in eine neu zu bildende zweckgebundene Rück­

lage „Finanzierung der neuen Geschäftsstellen in Ingolstadt und Rosenheim". Der ln­

standhaltungsrücklage „Orleansstraße" seien 5.871.039,83 EUR zugeführt worden. 

Der Restbetrag in Höhe von 32.soe.333,03 EUR sei auf neue Rechnung vorgetragen 

worden. Im Wirtschaftsplan 2013. würden an mehreren Stellen die Verwendung des 

Gewinnvortrags und dessen Zweckbindung erläutert. Der Gewinnvortrag sei im Zug~ 

der Ergebnisverwendung nach § 17 Nr. 3 des Finanzstatuts in den Jahresabschlüs­

sen 2008 bis 2011 gebildet und mit einer Zweckt;>indung im Hinblick auf die Maß­

nahmen bezüglich der !HK-Standorte („Generalsanierung Max-Joseph-Straße" und 

„Regionalisierung") versehen worden. Die mit der Baumaßnahme nGeneralsanierung 

des !HK-Standorts Max-Joseph-Straße" einhergehenden Nebenkosten seien im Pro!" 

jektb.udget nicht enthalten und würden jährlich im jeweiligen Wirtschaftsplan budge­

tiert. Die laufenden Kosten für das Projekt „Regionalisierung" seien ebenfalls in den 
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jeweiligen Wirtschaftsplänen budgetiert. Die Nebenkosten der Generalsanierung so­

wie die laufenden Kosten der „Regionalisierung" würden wesentlich die geplanten 

Jahresfehlbeträge. verursachen. Der Gewinnvortrag diene zum Ausgleich der Fehlbe­

träge ab 2013. Er sei nicht auf einen singulären Zweck fixiert Er diene im konkreten 

Fall der Finanzierung der Investitionen der Generalsanierung des Stammhauses in 

der Max-Joseph-Straße sowie zur Deckung der Aufwendungen für die Interimslösung 

„Balanstraße" und verschiedener Projekte (z.B. Aufwendungen im Zusammenhang 

mit den geplanten neuen Geschäftsstellen in d~n Regionen). Bezüglich des. weiteren 

Vortrags der Beklagten wird auf die Schriftsätze ihrer Bevollmächtigten vom 1. Juli 

2013. vom 2.8. Januar 2014, vom 26. März 2014 und vom 10 .. Juli 2014 sowie die je­

weils vorgelegten .Anlagen verwiesen, 

Zu weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Niederschriften über die 

mündlichen Verhandlungen am 26. November 2013 und am 20. Januar 2015 sowie 

über den Erörterungstermin am 23. Mai 2014, die Gerichtsakte und die vorgelegten 

Behördenakten Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe: 

Die zulässige Klage ist begründet. 

Der Beitragsbescheid der Beklagten vom 18. April 2013 ist rechtswidrig und verletzt 

die Klägerin in ihren Rechten(§ 113 Abs. 1Satz1 VwGO). 

Zwar ist die Klägerin als Kammerzugehörige (vgl. § 2 Abs. 1 IHKG) nach§ 1 der Bei­

tragsordnung i.V.m. Ziffer 11.3.b.ba) der Wirtschaftssatzung der Beklagten für das 

Jahr 2013 zu einem Grundbeitrag von 150,-- EUR heranzuziehen. Dieser Beitrags­

tatbestand ist jedoch wegen Verstoßes gegen§ 3 Abs. 2 Satz 1 IHKG unwirksam. 

! ' 

'. 
' 
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1. Beiträge dürfen nach § 3 Abs. 2 S.atz 1 IHKG nur insoweit erhoben werden, als die 

Kosten der Errichtung .und Tätigkeit der betreffenden Industrie- und Handelskam­

mer (im Folgenden: IHK) nicht anderweitig gedeckt sind; sie dürfen nicht der Ve.r­

mögensbildung dienen. Hiergegen verstößt nicht die Bildung angemessener Rück­

lagen, die zu einer geordneten Haushaltsführung gehören und bei denen es sich 

um Kosten der IHK im Sinne des § 3 Abs. 2 IHKG handelt (vgl. BVerwG, U.v. 

26.6.1990 - 1 C 45/87 - juris Rn. 20). Neben einer Betriebsmittelrücklage können 

auch Rücklagen für bestimmte Zwecke vorgesehen werden (BayVGH, B.v. 

26.8.2005 - 22 ZB 03.2600 - juris Rn. 5). Die Frage nach einer Unangemessenheit 

der Rücklagenbildung iässt sich am ehesten am Maßstab des Gesamthaushalts 

beurteilen. Maßgeblich ist SL!Ch, ob die Vorgaben des Finanzstatuts der jeweiligen 

IHK als Grundlage für die Rücklagenbildung beachtet wurden (BayVGH, 8. v. 

4.9.2012 - 22 ZB 11.1007 - jurls Rn. 25). 

Der für die rechtliche Beurteilung maßgebliche Zeitpunkt ist hier die Beschlussfas· 

sung der Vollversammlung der. Beklagten am 5. Dezember 2012 über die Wirt­

schaftssatzung 2013, auf der die streitgegenständliche Beitragserhebung beruht. 

2. Die Rücklagenbildung durch die Beklagte ist nach diesen Maßstaben grundsätz~ 

lieh nicht zu beanstanden. 

Die Bildung der Ausgleichsrücklage, die nach dem Haushaltsplan für 2013 in Höhe 

von 32.582 TEUR vorgesehen war und damit 36,3 % des geplanten Betriebsauf„ 

wandes betragen sollte (vgl. Wirtschaftsplan, Stand: 17.11.2012, Rücklagenüber­

sicht auf $. 9), entspricht den Vorgaben von § 15 Abs; 3 Satz 1 des Finanzstatuts 

der Beklagten in der damals geltenden Fassung vom 24. Juli 2006. Danach war 

eine Ausgleichsrücklage anzusammeln, die zwischen 30 v.H. und 50 v.H. der Be­

triebsaufwendungen beträgt, um Schwankungen im Beitragsaufkommen auszu­

gleichen. Die Festlegung der Höhe der Ausgleichsrücklage innerhalb dieses pro­

zentualen Korridors unterliegt einem gerichtlich nicht nachprüfbaren Beurteilungs-
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spielraum der Vollversammlung der Beklagten. Eine Anwendung der Anforderun­

gen an die Rechtmäßigkeit einer Ermessensentscheidung nach Art. 40 BayVwVfG 

i.V.m. § 114 VwGO scheidet schon deshalb aus. weil es sich bei dieser Festle­

gung der Vollversammlung nicht um die Ermessensentscheidung einer Behörde 

im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens handelt, worauf sich der Anwendungs­

bereich dieser Vorschrift beschränkt (anders VG Koblenz, U.v. 25.11.2013 - 3 K 

121/12.KO - juris Rn. 32 ff.). 

Die weiter gebildeten lnstandhaltungsrücklagen für bestimmte Projekte unterliegen 

hinsichtlich ihrer Erforderlichkeit und Zweckmäßigkeit gleichermaßen keiner ge­

richtlichen Kontrolle bei der Prüfung, ob eine Beitragserhebung mit§ 3 Abs. 2 Satz 

1 IHKG vereinbar ist. Auch besteht ein weiter Beurteilungsspielraum der Beklagten 

hinsichtlich der Frage, inwieweit die Projektfinanzierung über laufende Einnahmen 

oder über Rücklagen erfolgen soll. Ob nach der oben zitierten Rechtsprechung die 

Gesamthöhe der gebildeten Rücklagen bereits als unangemessen angesehen 

werden könnte, bedarf vorliegend aufgrund der nachstehenden Erwägungen kei­

ner abschließenden Klärung. 

3. Aufgrund des im Wirtschaftsplan für 2013 vorgesehenen Ergebnisvortrags in Höhe 

von 20.476 TEUR steht die Beitragserhebung nicht mit§ 3 Abs. 2 Satz 1 IHKG in 

Einklang. 

a) Dieser . Ergebnisvortrag stellt nicht die Bildung einer Rücklage im Sinne des 

§ 15 Abs. 3 des Finanzstatuts der Beklagten vom 24. Juli 2006 dar. 

Nach § 15 Abs. 3 Satz 4 des Finanzstatuts der Beklagten vom 24. Juli 2006 war 

neben der obligatorischen Ausgleichsrücklage die Bildung anderer Rücklagen zu­

lässiQ. Nach den Richtlinien zur Ausführung des Finanzstatuts der Beklagten 

(RFS) vom 9. November 2011 zu§ 15 Abs. 3 des Finanzstatuts durfte die Beklag­

te Rücklagen nur für bestimmte Zwecke bilden. 
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Diese Festlegung entspricht auch deri Grundsätzen des staatlichen Haushalts­

rechts, welche bei dem Erlass des Finanzstatuts zu beachten sind (vgl. § 3 

Abs. 7a Satz 2 IHKG). Gemäß den Standards für die staatliche doppelte Buchfüh­

rung nach § 7a i.V.m. § 49a des Gesetzes über die Grundsätze des Haushalts­

rechts des Bundes und der Länder - HGrG (Stand 12, 11.2014, dort Ziffer 5.5.3.) 

fallen unter die sog. Gewinnrücklagen zum einen gebundene Rücklagen für be­

stimmte, der Art und der (absoluten oder relativen) Höhe nach festgelegte künftige 

Ereignisse und Maßnahmen (z.B. Rücklagen für Großprojekte) oder zum Aus­

gleich künftiger Verluste. Daneben können freie bzw. allgemeine Rücklagen gebil-

. det werden, die der Verwaltung unter Berücksichtigung des Budgetrechts des je­

weiligen über den Haushalt entscheidenden Organs Möglichkeiten der Verwen­

dung in Folgejahren eröffnen. Nach dem oben Gesagten ließ § 15 Abs. 3 des Fi­

nanzstatuts der Beklagten als „andere Rücklagen" gebundene Rücklagen zu. Der 

Gewinn- bzw. Verlustvortrag stellt dagegen das kumulierte Jahresergebnis aus 

Vorjahren dar, soweit dieses nicht den Rücklagen zugeführt wurde (vgl. vorge­

nannte Standards, dort Ziffer 5.5.4.). 

Vorliegend wurde der Gewinnvortrag in Höhe von 20.476 TEUR nicht als Rückla­

ge im Sinne von § 15 Abs. 3 Satz 4 des Finanzstatuts behandelt. Dies ergibt sich 

zum einen aus Ziffer 1.1. der Wirtschaftssatzung vom 5. Dezember 2012, wonach 

in 2013 keine Rücklagenveränderung vorgesehen war. Demzufolge sollte der Ge­

winnvortrag nicht der Rücklagenbildung dienen. En~sprechend ist im zugrunde­

liegenden Wirtschaftsplan (vgl. dort Übersicht auf S. 6) keine Einstellung des Ge­

winnvortrags in Rücklagen vorgesehen gewesen, sondern nur die Verwendung ei­

nes Teilbetrags zum Ausgleich des geplanten Jahresfehlbetrags in 2013. Diese 

Ausweisung des Gewinnvortrags in der Wirtschaftssatzung und im Wirtschaftsplan 

kann nicht allein deshalb anders interpretiert werden, weil der Ergebnisvortrag in 

den Erläuterungen zum Wirtschaftsplan 2013 in die Übersicht über den „Stand der 

Rücklagen" aufgenommen wurde (vgl. S. 9 des Wirtschaftsplans für 2013). 
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b) Aus dem Verbot der Vermögensbildung folgt, dass eine IHK einen ungeplanten Bi­

lanzgewinn zur Finanzierung ihrer Aufgaben in der Regel spätestens in den 

nächsten, zeitlich auf die Feststellung des Gewinns nachfolgenden Wirtschafts­

plan einzustellen hat. Anderes gilt nur dann, soweit nicht eine BeitragsrOckerstat­

tu ng an die Kammermitglieder erfolgt oder die Vollversammlung bereits einen 

speziellen Beschluss über die aufgabengemäße Gewinnverwendung gefasst hat 

(OVG RhPf, U.v. 23.9.2014 - 6 A 11345/13 - juris). Entsprechend ist auch in staat­

lichen Haushaltsordnungen geregelt, dass ein Haushaltsüberschuss, der keiner 

konkreten Verwendung zugeführt wird, spätestens in den Haushaltsplan für das 

zweitnächste Haushaltsjahr als Einnahme einzustellen ist (vgl. z.B. Art. 25 Abs·. 2 

Satz 2 BayHO). Eine vergleichbare ausdrückliche Regelung hat auch die Beklagte 

in die am 1. Juli 2014 beschlossene Neufassung ihres Finanzstatuts aufgenom­

men (vgl. Anlage B 4, dort insbesondere§ 1 Sa Abs. 3). 

Auch aus § 15 Abs. 3 Satz 4 des Finanzstatuts vom 24. Juli 2006 folgt, dass ins­

besondere die Rückstellung von Jahresüberschüssen zur Finanzierung von Pro­

jektkosten in Folgejahren nur über die Bildung zweckgebundener Rücklagen zu­

lässig sein sollte. D_urch die Bildung solcher Rücklagen wird nachvollziehbar, für 

welche Projekte in welcher Höhe Mittel eingesetzt werden sollen. Diese Zielset­

zung verfolgt auch § 8 Abs. 2 des Finanzstatuts, wonach verbindliche Grundlage 

für die Genehmigung einer größeren Baumaßnahme durch die Vollversammlung 

eine Investitions- und Finanzierungsübersicht ist. Die mit diesen Vorgaben des Fi­

nanzstatuts erzielte Transparenz und Verbindlichkeit würde beeinträchtigt, wenn -

alternativ zur Rücklagenbildung und unter pauschalem Hinweis auf einen Mittel­

bedarf zur Projektfinanzierung - Gewinnvorträge ohne verbindliche Zweckbindung 

zulässig wären. 

c) Der aus dem Jahr 2011 vorgetragene Gewinn in Höhe von rd. 32.908 TEUR wäre 

demnach als Einnahme in den Wirtschaftsplan einzustellen gewesen, soweit er 
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nicht in Höhe von rd. 10.641 TEUR den geplanten Jahresfehlbetrag in 2013 aus­

gleichen sollte. Der Gewinnvortrag ist hier nicht ausnahmsweise zulässig, weil die 

Vollversammlung der Beklagten keinen speziellen Beschluss über die aufgaben­

gemäße Gewinnverwendung gefasst hat. 

Lediglich in der nicht verbindlichen Mittelfristplanung (vgl. zur Planungsmethodik 

S. 35 des Wirtschaftsplans für 2013) ist vorgesehen, dass der Ausgleich von in 

den Folgejahren erwarteten Jahresfehlbeträgen über Entnahmen aus den ln­

standhaltungsrücklagen und aus dem Ergebnisvortrag erfolgen sollte. Infolge der 

Generalsanierung des Stammhauses in der Max-Joseph-Straße wurden bis 2017 

mit geringen Schwankungen hohe Jahresfehlbeträge erwartet, die voraussichtlich 

im Jahresdurchschnitt 10,0 Mio. EUR betragen sollten (vgl. S. 39 des Wirtschafts­

plans 2013, dort unter F). 

Eine verbindliche und eindeutige Festlegung der Verwendung des Gewinnvortrags 

kann auch nicht sonstigen Beschlüssen der Vollversammlung entnommen werden. 

Ohnehin spricht viel dafür, dass eine solche definitive Zweckbestimmung erst bei 

der Entscheidung über den Wirtschaftsplan 2013 möglich gewesen ware. Insbe­

sondere stand erst zu diesem Zeitpunkt fest, inwieweit der Gewinnvortrag aus Vor­

jahren tatsächlich für bestimmte Projekte verfügbar war und nicht für den Aus­

gleich eines Jahresfehlbetrags benötigt wurde. Bei früheren Beschlüssen über 

diese· Projekte stand. die Höhe späterer Gewinnvorträge - einschließlich des Jah­

resergebnisses 2011 - noch nicht fest. Es ist schon fraglich, inwieweit die Zweck­

bestimmung kumulierter Jahresergebnisse zugunsten bestimmter Projekte nicht 

die Umgehung der besonderen Regelungen über die Rücklagenbildung darstellen 

würde. Auch unter Annahme der o.g. (allgemeinen) Zweckbestimmung des Aus­

gleichs erwarteter Jahresfehlbeträge infolge der Stammhaus-Sanierung wäre der 

Gewinnvortrag letztlich für die Projektfinanzierung bestimmt gewesen. 
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Unabhängig hiervon konnte die Beklagte eine konsequente Zweckbindung des bis 

2011 kumulierten Gewinnvortrags in Höhe von rd. 32.908 TEUR im vorliegenden 

Verfahren nicht schlüssig darlegen. Zwar sollte laut Beschlussvorlage vom 4. März 

2011 für den Bauwirtschaftsplan für die Generalsanierung des Hauptgebäudes in 

der Max-Joseph~Straße diese Maßnahme ausschließlich aus Eigenmitteln in Form 

von Gewinnvorträgen und Rücklagen finanziert werden. Der Finanzierungsplan 

sehe zunächst bis Herbst 2013 den Verbrauch der Gewinnvorträge in Höhe vo·n 

32,4 Millionen EUR vor. Diese Zweckbestimmung für den damals bestehend.en 

Gewinnvortrag - der betragsmäßig in etwa dem Stand Ende 2011 entsprach - hat 

jedoch in der Folgezeit nach dem eigenen Vortrag der Beklagten keinen Bestand 

gehabt. So hat die Beklagte mit Schriftsatz ihrer Bevollmächtigten vom 10. Juli 

2014 vorgetragen, der Gewinnvortrag habe dem Ausgleich von Fehlbeträgen ab 

2013 gedient, die durch Nebenkosten der Generalsanierung - d.h. gerade nicht 

die eigentlichen Baukosten - sowie. die laufenden Kosten der Regionalisierung 

verursacht worden seien. 

An anderer Stelle des Schriftsatzes vom 10. Juli 2014 hat die Beklagte darauf hin­

gewiesen, dass der Gewinnvortrag nicht auf einen singulären Zweck fixiert gewe­

sen sei. Er habe im konkreten Fall der Finanzierung der Investitionen der Gene-

. ralsanierung des Stammhauses in der Max-Joseph-Straße sowie zur Deckung der 

Aufwendungen für die Interimslösung „Balanstraße" und verschiedener Projekte 

(z.B. Aufwendungen im Zusammenhang mit den geplanten neuen Geschäftsstel­

len in den Regionen) gedient. Diese Aussagen zur vorgesehenen Ergebnisver­

wendung finden sich auch in der Beschlussvorlage für die Vollversammlung der 

Beklagten am 24. Juli 2012. Der Beschluss über die Ergebnisveiwendung (vgl. § 

17 Abs. 3 des Finanzstatuts vom 24.07.2006) beinhaltet jedoch lediglich die Fest­

l~gung, einen Teilbetrag von in Höhe von rd. 32.908 TEUR auf neue Rechnung 

vorzutragen; die. Zweckbestimmung ist dagegen nicht Gegenstand· der bindenden 

Beschlussfassung. Zudem handelt es sich auch nur um eine nicht abschließende 
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Aufzählung von (möglicherweise) aus dem Gewinnvortrag zu finanzierenden Pro­

jekten. 

Auch dem Wirtschaftsplan 2013 ist eine alleine auf die Sanierung des Stammhau­

ses zurückzuführende Verwendung des Gewinnvortrags nicht zu entnehmen. Der 

erwartete Jahresfehlbetrag in Hohe von rd. 10.641 TEUR - der mit einem T~ilbe­

trag des Gewinnvortrags ausgeglichen werden sollte - hätte laut Wirtschaftsplan 

(vgl. dort Übersicht auf S. 6) ohne die Sanierung des Stammhauses noch 4. 721 

TEUR betragen. 

Letztlich ist die konkrete Vel'Wendung des Gewinnvortrags in den Jahren ab 2014 

nicht verbindlich festgelegt worden. Zwar bestand vermutlich bei der Vollversamm­

lung tatsächlich die Vorstellung, dass insbesondere die benannten Projekte u.a. 

mit Hilfe des Gewinnvortrags realisiert werden sollten. Eine konkrete Zweckbin­

dung der Mittel war jedoch offensichtlich gerade nicht beabsichtigt. Andernfalls 

wäre eine dem Finanzstatut entsprechende Rücklagenbildung erfolgt. Hinsichtlich 

der Umsetzung des sogenannten Regionalisierungskonzepts kommt hinzu, dass 

nach dem Vortrag der Beklagten (vgl. Schriftsatz vom 10.7.2014, S. 9) die Vollver­

sammlung erst am 1. Juli 2014 entschieden hat, dass eine Finanzierung aus Ei­

genmitteln erfolgen solle. Eine konkrete, verbindliche Rücklagenbildung für diesen 

Zweck wäre vor dieser Grundsatzentscheidung wohl nicht in Betracht gekommen. 

3. Aus der Unzulässigkeit des im Wirtschaftsplan 2013 geplanten teilweisen Vortrags 

der kumulierten Jahresergebnisse aus den Vorjahren ergibt sich nicht, dass die 

entsprechenden Mittel nicht zur Rücklagenbildung für Projekte der Beklagten ein­

gesetzt werden dürften. Gegebenenfalls müsste bei der Bewertung der Angemes­

senheit der dann insgesamt gebildeten Rücklagen - neben der Relation zum Ge­

samthaushalt der Beklagten - berücksichtigt werden, dass die mittelfristig beson­

ders aufwändigen Vorhaben erkennbar Ausnahmecharakter besitzen. Projekte wie 

die Sanierung des Stammhauses und die Schaffung neuer Geschäftsstellen gehö-
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ren nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Beklagten, sondern dienen erw 

sichtlich dazu, langfristig die organisatorischen und räumlichen Voraussetzungen 

für die Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Dafür erforderliche Projektkosten kön­

nen nur bedingt in ein Verhältnis zum regelmäßigen jährlichen Finanzierungsbe~ 

darf einer IHK gesetzt werden. 

Grundsätzlich dürfte demnach bei der Beklagten jedenfalls vorübergehend die Bil­

dung eines relativ hohen Rücklagenvolumens zulässig sein. Das gilt jedenfalls un­

ter der Maßgabe, dass aufgrund von Beschlüssen der Vollversammlung der Be­

klagten nachvollziehbar ist, dass diese die zweckgebundene Rücklagenbildung in 

der jeweiligen Höhe als erforderlich ansieht. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 154 Abs. 1 VwGO. 

Der Ausspruch über die vorläufige ·Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung folgt 

aus § 167 Abs. 1 VwGO i.V.m. §§ 708 ff. ZPO. 
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· · RechtSiliittelbelehrung: 

Nach§§ 124, 124 a Abs. 4 VwG6kÖ.nnen die Beteiligten die Zulassung der Berufung gegen dieses 
Urteil innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Bayerischen Verwaltungsgericht München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, oder 
Postanschrift: Postfach 20,0543,·eooos München 

schriftlich beantragen. In de111 Antrag. ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen. Dern Antrag sollen 
vier Abschriften beigefügt werden. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Gründe darzulegen, aus 
denen die Berufung zuzulassen ·ist.: Die Begrondung ist bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gerichtshof, 

Hausanschrift in München: ·Ludwigstraße 23, 80539 München, oder 
Postanschrift in Manchen: Postfach 34 01 48, 80098 München 
Hausanschrift in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach 

einzureichen, soweit sie nicht bereits· mit dem Antrag vorgelegt worden ist. 

Über die Zulassung der Berufung entscheidet der Bayerische Verwaltungsgerichtshof. 

Vor dern Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhil­
feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen,. 
durch die ein Verfahren vor dem. Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Prozessbe~ 
vollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten und den In § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genann­
ten Rechtslehrern mit Befähigung zum Richteramt die in § 67 Abs. 4 Sätze 4 und 7 VwGO sowie in §§ 
3, 5 RDGEG bezeichneten Personen und Organisationen. 

Krieger ·Nebel Gibbons 
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Beschluss: 

Der Streitwert wird auf EUR 150,- festgesetzt 
(§ 52 Abs. 1 Gerichtsl<ostengesetz -GKG-). 

Rechtsmittelbe.lehrung: 

Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten die Beschwerde an den Bayerischen Verwaltungsge­
richtshof zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes EUR 200,-- übersteigt oder die Beschwer­
de zugelassen wurde. Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung 
in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, beim Bayeri­
schen Verwaltungsgericht München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, oder 
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann die Be­
schwerde auch noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset­
zungsbeschlusses eingelegt werden. 

Der Beschwerdeschrift eines Beteiligten sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer­
den. 

Krieger Nebel Gibbons 
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